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in der Mineralölwirtschaft (Mineralöldatengesetz — MinÖIDatG) 

A. Zielsetzung 

Mit dem Gesetzentwurf soll die Datenerhebung im Mineralölbe-
reich, die gegenwärtig auf dem Gesetz über Statistiken der Roh-
stoff- und Produktionswirtschaft einzelner Wirtschaftszweige so-
wie auf freiwilliger Grundlage beruht, entsprechend den Erf order

-

nissen des Bundesverfassungsgerichtsurteils zum Volkszählungs-
gesetz 1983 hinsichtlich der Weiterleitung von Einzelangaben und 
Verwendung für Verwaltungszwecke auf eine neue gesetzliche 
Basis gestellt werden. Die Einzelangaben werden benötigt zur 
Erfüllung von internationalen Meldeverpflichtungen an die Euro-
päische Gemeinschaft und die Internationale Energie-Agentur; sie 
dienen insbesondere auch der Krisenvorsorge gegen Versorgungs-
störungen bei Mineralöl, die trotz derzeit entspannter Marktsitua-
tion als wichtige staatliche Aufgabe unverzichtbar ist. Eine Aus-
weitung der Datenerhebung über den bisherigen Umfang hinaus 
findet nicht statt. 

B. Lösung 

Die bisherige Gesetzesgrundlage wird durch ein Verwaltungsvoll-
zugsgesetz ersetzt. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Keine zusätzlichen Kosten für Bund, Länder und Gemeinden sowie 
die Mineralölwirtschaft. Infolgedessen sind auch keine preislichen 
Auswirkungen zu erwarten. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

121 (421) — 633 00 — Mi 32/88 
Bonn, den 23. März 1988 

An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes über die Erhebung von Meldungen in der Mineralölwirtschaft (Mineralöl-
datengesetz — MinÖlDatG) mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 585. Sitzung am 5. Februar 1988 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus Anlage 2 ersicht-
lich, Stellung zu nehmen. 

Die Bundesregierung hat den Änderungswünschen des Bundesrates zugestimmt. 

Kohl 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes über die Erhebung von Meldungen 
in der Mineralölwirtschaft (Mineralöldatengesetz — MinÖIDatG) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

§1 

Erhebungszweck, Zuständigkeit 

Zur Sicherstellung des Vollzugs des Gesetzes zu 
dem Übereinkommen vom 18. November 1974 über 
ein Internationales Energieprogramm vom 30. Ap ril 
1975, der Rechtsvorschriften der Europäischen Ge-
meinschaft über Informationssysteme und Notstands-
maßnahmen im Mineralölbereich und des Energiesi-
cherungsgesetzes 1975 einschließlich der auf seiner 
Grundlage beruhenden Rechtsverordnungen sowie 
zur Erfüllung energiepolitischer Aufgaben im Mine-
ralölbereich, insbesondere zur Sicherstellung einer 
ausreichenden Versorgung mit Erdöl und Erdöl-
erzeugnissen zu Wettbewerbspreisen, erhebt das 
Bundesamt für Wirtschaft von den Unternehmen der 
Mineralölwirtschaft Meldungen. 

§ 2  

Meldepflichtige 

(1) Meldepflichtig ist, wer gewerbsmäßig oder im 
Rahmen wirtschaftlicher Unternehmungen 

1. Erdöl im Geltungsbereich dieses Gesetzes fördert 
oder ein- oder ausführt oder 

2. Erdölerzeugnisse im Geltungsbereich dieses Ge-
setzes für eigene Rechnung herstellt oder herstel-
len läßt oder ein- oder ausführt. 

(2) Der Einfuhr oder Ausfuhr steht das sonstige Ver-
bringen in den oder aus dem Geltungsbereich dieses 
Gesetzes gleich. 

(3) Liegt der Einfuhr ein Vertrag mit einem Gebiets-
fremden über den Erwerb des Erdöls oder der Erdöl-
erzeugnisse zum Zwecke der Einfuhr (Einfuhrvertrag) 
zugrunde, so ist nur der gebietsansässige Vertrags-
partner Einführer im Sinne dieses Gesetzes und damit 
meldepflichtig. Wer lediglich als Spediteur oder 
Frachtführer oder in einer ähnlichen Stellung bei der 
Einfuhr der Waren tätig wird, ist nicht Einführer. 

(4) Werden das Erdöl oder die Erdölerzeugnisse von 
einem Gebietsfremden eingeführt, so ist meldepflich-
tig der erste bestimmungsgemäße Empfänger mit Sitz 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes. Läßt ein Ge-
bietsfremder die Erdölerzeugnisse für eigene Rech-
nung herstellen, so ist meldepflichtig derjenige, der 
sie für ihn im Geltungsbereich dieses Gesetzes her-
stellt.  

§3 

Meldepflichten 

(1) Zu melden sind für jeden Kalendermonat (Mel-
dezeitraum) nach Art und Menge 

1. die inländische Erdölförderung, 

2. die Ein- und Ausfuhr von Erdöl und Erdölerzeug-
nissen nach Ursprungs- und Bestimmungsländern 
einschließlich der Lieferungen und Bezüge im in-
nerdeutschen Handel, 

3. die Zugänge von Erdöl und Erdölerzeugnissen aus 
dem Inland, 

4. der Absatz von Erdöl und Erdölerzeugnissen im 
Inland nach Abnehmergruppen; gesondert auszu-
weisen sind die Ablieferungen an Hochseebunker, 
an die Binnenschiffahrt, die Luftfahrt, die chemi-
sche Industrie und an inländische und verbündete 
Streitkräfte, 

5. der Einsatz von Erdöl, von zur Verarbeitung be-
stimmten Erdölerzeugnissen und sonstigen Ein-
satzstoffen in Verarbeitungsanlagen, 

6. der zur Herstellung von Erdölerzeugnissen benö-
tigte Eigenverbrauch, 

7. die Herstellung von Erdölerzeugnissen und 

8. die Bestände an Erdöl und Erdölerzeugnissen 

a) im Inland und 

b) im Ausland, soweit sie für die Versorgung im 
Inland bestimmt sind. 

Als Erdölerzeugnisse gelten auch die aus anderen 
Rohstoffen gewonnenen, den Erdölerzeugnissen nach 
Art ihrer Verwendbarkeit gleichstehenden Pro-
dukte. 

(2) Die Meldungen sind innerhalb von 20 Tagen 
nach Ablauf des Meldezeitraums zu erstatten. 

(3) Soweit das Bundesamt für Wirtschaft einheitli-
che Vordrucke für die Meldungen versendet, sind 
diese zu verwenden. 

§4 

Verordnungsermächtigung 

Der Bundesminister für Wirtschaft wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung die Meldepflichten nach § 3 
Abs. 1 zu ändern oder auszuweiten, soweit es die in 
§ 1 bestimmten Zwecke erfordern. 
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§5 

Geheimhaltung, Weiterleitung 

(1)Die von den Meldepflichtigen erhobenen Einzel-
angaben sind geheimzuhalten. Sie dürfen nur zu den 
in diesem Gesetz bestimmten Zwecken verwendet 
werden. 

(2) Die Einzelangaben können an den Bundesmini-
ster für Wirtschaft, die Dienststellen der Europäischen 
Gemeinschaft und die Internationale Energie-Agen-
tur weitergeleitet werden, soweit dies zur Erfüllung 
der Zwecke dieses Gesetzes erforderlich ist. 

§6 

Bußgeldvorschrift 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig als nach § 2 Meldepflich tiger entgegen § 3, 
auch in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach 
§ 4, eine Meldung nicht, nicht richtig, nicht vollstän-
dig, nicht rechtzeitig oder nicht in der vorgeschriebe-
nen Form erstattet. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-
buße bis zu zwanzigtausend Deutsche Mark geahndet 
werden. 

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 
Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist das 
Bundesamt für Wirtschaft. 

§7 
Änderung von Rechtsvorschriften 

Das Gesetz über Statistiken der Rohstoff- und Pro-
duktionswirtschaft einzelner Wi rtschaftszweige in der  

im Bundesgesetzblatt Teil III,  Gliederungsnum-
mer 708-2, veröffentlichten bereinigten Fassung, zu-
letzt geändert durch Artikel 1 des Zweiten Gesetzes 
zur Änderung statistischer Rechtsvorschriften (2. Sta-
tistikbereinigungsgesetz — 2. StatBerG) vom 19. De-
zember 1986 (BGBl. I S. 2555), wird wie folgt geän-
dert: 

1. § 1 Nr. 3 und § 4 werden gestrichen. 

2. In § 8 wird die Angabe „ §§ 2, 3 und 4 " durch die 
Angabe „ §§ 2 und 3" ersetzt. 

§8 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber-
lin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Geset-
zes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 9  

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 

1. Vorbemerkung 

Gegenwärtig werden im Bereich der Mineralölwirt-
schaft statistische Daten insbesondere auf der Grund-
lage des Gesetzes über Statistiken der Rohstoff- und 
Produktionswirtschaft einzelner Wirtschaftszweige 
vom 11. November 1960 (BGBl. I S. 842) sowie auf 
freiwilliger Grundlage erhoben. Nach § 9 des Geset-
zes über Statistiken der Rohstoff- und Produktions-
wirtschaft einzelner Wirtschaftszweige werden die 
Einzelangaben an den Bundesminister für Wirtschaft 
weitergeleitet, der sie für seine Aufgaben insbeson-
dere auch im internationalen Bereich (Europäische 
Gemeinschaft, Internationale Energie-Agentur) benö-
tigt. Darüber hinaus werden die Daten aus der Mine-
ralölwirtschaft durch das erhebende Bundesamt für 
Wirtschaft auch für Aufgaben im Bereich der Krisen-
vorsorge gegen Versorgungsstörungen bei Mineralöl 
und zur Erfüllung energiepolitischer Aufgaben ver-
wendet. 

Im Anschluß an das Urteil des Bundesverfassungsge-
richts zum Volkszählungsgesetz vom 15. Dezember 
1983 sind Zweifel aufgetaucht, ob die bisherige Praxis 
weitergeführt werden kann. Um die Datenerhebung 
auf eine rechtlich zweifelsfreie Grundlage zu stellen, 
sollen künftig — anstelle statistischer Daten — Erhe-
bungen für den Verwaltungsvollzug durchgeführt 
werden. Dabei wird, wie in der Begründung im ein-
zelnen dargelegt ist, jeweils nur das für die Erfüllung 
der staatlichen Aufgaben unverzichtbare Minimum 
an Daten erhoben. 

2. Im einzelnen 

Zu §1 

Der Staat kann seiner Verantwortung für eine gesi-
cherte Energieversorgung bei Mineralöl nur entspre-
chen, wenn er kontinuierlich und umfassend über den 
Mineralölmarkt und die Tätigkeit der Unternehmen 
unterrichtet ist. Dem Mineralöl kommt deswegen eine 
besondere Bedeutung zu, da es auch langfristig der 
wichtigste einzelne Energieträger bleiben wird, eine 
besonders hohe Einfuhrabhängigkeit besteht und die 
Einfuhren aus teilweise risikobehafteten Regionen 
stammen. 

Wesentlicher Bestandteil der deutschen Ölpolitik ist 
ihre rechtsverbindliche Einbindung in internationale 
Vereinbarungen von EG, IEA und NATO zur Bewäl-
tigung von Versorgungsstörungen durch das Vorhal-
ten geeigneter Kriseninstrumente. Im Rahmen der 
IEA ergibt sich die internationale Verpflichtung aus 
dem Übereinkommen über ein Internationales Ener-
gieprogramm vom 18. November 1974, das durch Ge-
setz vom 30. April 1975 (BGBl. II 1975 S. 701) ratifi-
ziert worden ist. Diesen Verpflichtungen ist national 
durch das Energiesicherungsgesetz 1975 vom 20. De

-

zember 1974 (BGBl. I 1974 S. 3681), geändert durch 
Gesetz vom 19. Dezember 1979 (BGBl. I 1979 
S. 2305), und durch die auf diesem Gesetz beruhen-
den Rechtsverordnungen (Kraftstoff-Lieferbeschrän-
kungs-Verordnung vom 26. April 1986 und Heizöl

-

Lieferbeschränkungs-Verordnung vom 26. April 
1982; BGB1. I  1982 S. 520 und 536 ff.;  Mineralölaus-
gleichs-Verordnung vom 13. Dezember 1985; BGB1. I

-

1985 S. 2267) entsprochen worden. Um die Funktions-
fähigkeit des internationalen Krisenmechanismus je-
derzeit zu gewährleisten, sieht das Internationale 
Energieprogramm bereits unter normalen Bedingun-
gen ein umfassendes Informationssystem als Dau-
ereinrichtung vor. In diesem Rahmen sind monatlich 
Daten in einem solchen Umfang zu melden, daß die 
Lage auf den Ölmärkten und die Tätigkeit der Ölge-
sellschaften bewertet und die wirksame Durchfüh-
rung einzelner Krisenmaßnahmen sichergestellt wer-
den kann. 

Auch die im Rahmen der EG eingegangenen Rechts-
verpflichtungen erfordern die Erhebung von Daten 
bei den im Mineralölbereich tätigen Unternehmen. 
Auf dieser Basis überprüft die Kommission einerseits 
die Einhaltung der Rechtsverpflichtungen der Mit-
gliedstaaten, z. B. auf Grund der Richtlinie des Rates 
vom 20. Dezember 1968 zur Verpflichtung der Mit-
gliedstaaten der EWG, Mindestvorräte an Erdöl und/ 
oder Erdölerzeugnissen zu halten (68/414/EWG) (ABl. 
Nr. L 308/14 vom 23. Dezember 1968), geändert 
durch die Richtlinie des Rates vom 19. Dezember 1972 
(72/425/EWG) (ABl. Nr. L 291/154 vom 28. Dezember 
1972), der Entscheidung des Rates vom 7. November 
1977 zur Festsetzung eines gemeinsamen Richtwertes 
für die Einschränkung des Primärenergieverbrauchs 
bei Schwierigkeiten in der Versorgung mit Erdöl und 
Erdölerzeugnissen (77/706/EWG) (ABl. Nr. L 292/9 
vom 16. November 1977) und der Durchführungsent-
scheidung der Kommission vom 15. Juni 1979 
(79/639/EWG) (ABl. Nr. L 183/1 vom 19. Juli 1979). 
Andererseits dienen die bei normaler Versorgung ab-
zugebenden monatlichen Meldungen dazu, der Korn-
mission jederzeit die Bewertung der Energieversor-
gungslage der Gemeinschaft bei Mineralöl zu ermög-
lichen. 

Die Daten werden, wie bisher, vom Bundesamt für 
Wirtschaft erhoben und ihre Ergebnisse als Gemein-
schaftsstatistik veröffentlicht. 

Zu § 2 

Absatz 1 umschreibt den Kreis der Meldepflichtigen; 
die Abgrenzungen entsprechen denen des Erdölbe-
vorratungsgesetzes. Danach ist meldepflichtig jeder, 
der gewerbsmäßig Erdöl oder Erdölerzeugnisse ein-
oder ausführt oder herstellt oder herstellen läßt. 
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Absatz 2 stellt sicher, daß auch der innerdeutsche 
Handel mit Erdöl und Erdölerzeugnissen in die Mel-
dungen einbezogen wird. 

Die Absätze 3 und 4 stellen klar, wer Meldepf lichtiger 
im Sinne des Gesetzes ist, wenn Gebietsfremde bei 
der Einfuhr oder Herstellung tätig werden. Damit wird 
zugleich eine Umgehung der Meldepflicht durch Ver-
lagerung des Impo rts auf ausländische Einführer oder 
durch Herstellung auf Rechnung Gebietsfremder ver-
hindert. 

Zu § 3 

Der Erhebungsumfang ist darauf abgestellt, die Erdöl-
und Erdölproduktenströme auf den verschiedenen 
Verbraucher- und Verarbeitungsstufen — von Auf-
kommen, Außenhandel, Herstellung, Absatz bis zu 
den Beständen — kalendermonatlich zu erfassen, um 
so eine bilanzierende, in sich geschlossene Darstel-
lung und Beurteilung des Mineralölmarktes zu er-
möglichen. Es wird dadurch auch erreicht, daß sowohl 
die übermittelten Einzeldaten als auch die aus diesen 
gewonnenen aggregierten Zahlen auf ihre Richtigkeit 
und Vollständigkeit überprüft werden können. 

Zu Absatz 1 Nr. 1 

Die Angaben nach Nummer 1 geben Aufschluß über 
den Beitrag der inländischen Förderung am gesamten 
Mineralölaufkommen. 

Die Angaben nach Nummer 2 über den Außenhandel 
mit Rohöl und Mineralölprodukten sind Vorausset-
zung für die Beurteilung der Versorgungssicherheit. 
Aus den nach Ursprungsländern aufgeteilten Mel-
dungen läßt sich sowohl der Grad der Diversifizierung 
der Bezugsquellen entnehmen als auch die Abhän-
gigkeit von einzelnen Lieferländern. Infolge der Im-
portabhängigkeit und der Konzentration der Weltöl-
reserven auf politisch anfällige Regionen sind diese 
Meldungen von besonderem Gewicht. Bei den Mine-
ralölerzeugnissen sind Angaben über die Zusammen-
setzung der Ein- und Ausfuhren sowie über die Ein-
und Ausfuhrländer wegen des in den letzten Jahren 
angestiegenen Versorgungsanteils der eingeführten 
Mineralölprodukte für die Beurteilung der Versor-
gungssicherheit von zunehmender Bedeutung. 

Aus den Angaben nach Nummer 3 über Zugänge von 
Erdöl und Mineralölerzeugnissen aus dem Inland las-
sen sich die — neben den direkt ein- oder ausgeführ-
ten Mengen an Erdöl und Mineralölerzeugnissen — 
von  den einzelnen Unternehmen von anderen inlän-
dischen Unternehmen bezogenen Mengen an Erdöl 
und Mineralölerzeugnissen ersehen. 

Die Angaben nach Nummer 4 geben Aufschluß über 
die Absatzentwicklung in den wesentlichen Berei-
chen und ermöglichen so die laufende Beurteilung 
des Versorgungsanteils des Mineralöls in den Haupt-
verwendungsbereichen; die gesondert auszuweisen-
den Absatzangaben ergeben sich aus spezifischen Be-
richtspflichten an EG oder internationale Organisatio-
nen. 

Die Erhebungen nach Nummern 5, 6 und 7 über Ver-
arbeitung, Eigenverbrauch und Herstellung geben 
Aufschluß über den Beitrag der inländischen Verar-
beitungskapazitäten zur Inlandsversorgung. Diese 
Angaben sind unter Versorgungssicherheitsaspekten 
von erheblicher Bedeutung, zumal durch die Raffine-
rieschließungen der letzten Jahre die inländische Ver-
arbeitungskapazität deutlich gesunken ist. Anhand 
der Angaben über den Einsatz kann die Abhängigkeit 
der einzelnen Mineralölverarbeitungsunternehmen 
von Rohöl und Mineralölprodukten und sonstigen 
Einsatzstoffen in regionaler Hinsicht wie nach der Pro-
duktstruktur beurteilt werden. 

Die Meldungen nach Nummer 8 geben Aufschluß 
über die Bestände an Erdöl und Erdölerzeugnissen. 
Die Kenntnis über die bei den Unternehmen lagern-
den Ölvorräte gehört als wesentlicher Bestandteil zur 
Beurteilung der Versorgungssicherheit. Diese geben 
nicht nur Aufschluß über die Flexibilität für die Markt-
versorgung, sondern sind zugleich wich tiges Element 
der Krisenvorsorge. In diesem Zusammenhang ist die 
Kenntnis der Zusammensetzung der Vorräte und ihrer 
Reichweite unverzichtbar. Die Unterteilung der Be-
standsmeldungen nach Art und Menge ergibt sich aus 
den eingegangenen Meldeverpflichtungen. 

Zur Beurteilung der Versorgungssicherheit gehört die 
Kenntnis der den Erdölerzeugnissen gleichstehenden 
Produkte, z. B. Kohlebenzin und Kraftstoffe aus Bio-
masse. 

Zu Absatz 2 

Aus Gründen einer aktuellen Datenerhebung wird 
eine Meldefrist festgelegt. 

Zu Absatz 3 

Aus Gründen der Verwaltungsökonomie beim Bun-
desamt für Wirtschaft und bei den Unternehmen so-
wie zur Sicherung vergleichbarer, widerspruchsfreier 
Daten sollen die Meldungen auf einheitlichen Vor-
drucken abgegeben werden. 

Zu § 4 

Die Verordnungsermächtigung stellt sicher, daß die 
Erhebungen künftigen, gegenwärtig nicht vorausseh-
baren Entwicklungen der Mineralölmärkte angepaßt 
werden können. 

Zu § 5 

Zu Absatz 1 

Satz 1 schreibt die Geheimhaltung der Einzelangaben 
vor (Geschäfts- und Bet riebsgeheimnisse der Unter-
nehmen). Satz 2 begrenzt die Verwendbarkeit der 
Angaben auf die in § 1 Abs. 1 genannten Zwecke. 
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Zu Absatz 2 

Die vorgesehene Weiterleitung der Einzelangaben ist 
erforderlich, um die in § 1 Abs. 1 genannten Zwecke 
erfüllen und damit insbesondere auch die internatio-
nalen Verpflichtungen der Bundesrepublik Deutsch-
land einhalten zu können. 

Zu §6 

Die Nichtbefolgung der Meldepflichten kann als Ord-
nungswidrigkeit verfolgt werden. 

Zu § 7 

Die bisherige Rechtsgrundlage für die Datenerhe-
bung im Mineralölbereich wird aufgehoben. 

Zu §8 

§ 8 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 9 

§ 9 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

1. § 4 

§ 4 ist wie folgt zu fassen: 

,,§ 4 
Verordnungsermächtigung 

Der Bundesminister für Wirtschaft wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung die Meldepflichten 
nach § 3 Abs. 1 zu ändern oder auszuweiten, soweit 
es zur zeitnahen Erfassung von Erdöl und Erdöler-
zeugnissen nach Art und Menge für die in § 1 be-
stimmten Zwecke erforderlich ist. " 

Begründung 

Im Hinblick auf Artikel 80 Abs. 2 Satz 1 GG not-
wendige Präzisierung der Verordnungsermächti-
gung. 

2. § 5 Abs. 2 

§ 5 Abs. 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Einzelangaben können an den Bundesmini-
ster für Wirtschaft, die für die gewerbliche Wirt-
schaft zuständigen obersten Landesbehörden, die 
Dienststellen der Europäischen Gemeinschaft und 
die Internationale Energieagentur weitergeleitet 
werden, soweit dies zur Erfüllung der Zwecke die-
ses Gesetzes erforderlich ist. " 

Begründung 

Zur Erfüllung der in § 1 beschriebenen Zwecke des 
Mineralöldatengesetzes ist die Weitergabe von 
Einzelangaben der Mineralölwirtschaft an die zu-
ständigen Stellen der Länder erforderlich. 

Der vorliegende Gesetzentwurf läßt lediglich die 
Weitergabe von Daten an den Bundesminister für 
Wirtschaft und internationale Institutionen zu: eine 
Information der auch für den Vollzug zuständigen 
Länder wäre nicht möglich. 


